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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

Az: B 5 R 218/14 B 
 
L 2 R 550/12 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 2 R 462/10 (SG Trier) 
 
 
 
……………………., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter: ……………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 6. August 2014 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d ,    die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r  

und den Richter   Dr.  K o l o c z e k  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 14. April 2014 wird als unzuläs-

sig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 14.4.2014 hat das LSG Rheinland-Pfalz einen Anspruch der Klägerin auf Gewäh-

rung von Rente wegen Erwerbsminderung verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat die Klägerin Beschwerde beim BSG 

eingelegt. Sie beruft sich auf einen Verfahrensfehler iS von § 160 Abs 2 Nr 3 SGG. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begrün-

det ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

- das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht und 

auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

- ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung be-

ruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der Erfordernisse 

des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 iVm 

§ 169 SGG zu verwerfen. 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, auf 

dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so müs-

sen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zunächst die den 

Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. Dar-

über hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG ausge-

hend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, also die Möglichkeit 

einer Beeinflussung des Urteils besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der gel-

tend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 SGG 

und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisan-

trag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Die Klägerin rügt einen Verstoß gegen die tatrichterliche Sachaufklärungspflicht (§ 103 SGG). 

 

Hierzu trägt sie vor, das LSG sei dem "Beweisantrag gemäß Schriftsatz vom 21.3.2014" nicht 

gefolgt, weil sich durch die Zulassung die Erledigung des Rechtsstreits verzögern werde und der 

Antrag aus grober Nachlässigkeit nicht früher vorgebracht worden sei. Einen solchen Antrag ha-

be sie, die Klägerin, jedoch bereits mit Schriftsatz vom 25.2.2014 gestellt, wobei lediglich die Be-

zeichnung des Sachverständigen in das Ermessen des Gerichts gestellt worden sei. Die Be-
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gründung des Berufungsgerichts stehe im Widerspruch zu der Dauer des bisherigen Verfah-

rens. 

 

Mit diesem Vorbringen hat die Klägerin eine Verletzung des § 103 SGG nicht schlüssig bezeich-

net. 

 

Die Klägerin hat bereits nicht dargetan, im Berufungsverfahren einen prozessordnungsgemäßen 

Beweisantrag gestellt zu haben. Zur Darlegung eines prozessordnungsgemäßen Beweisantrags 

muss nicht nur die Stellung des Antrags, sondern auch aufgezeigt werden, über welche im Ein-

zelnen bezeichneten Punkte mit welchen Beweismitteln der ZPO Beweis erhoben werden sollte. 

Denn Merkmal eines Beweisantrags ist eine bestimmte Tatsachenbehauptung und die Angabe 

des Beweismittels für diese Tatsache (BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 6 mwN). Diesen An-

forderungen genügt die Beschwerdebegründung nicht. 

 

Die Klägerin hat weder die zu beweisenden Tatsachen angegeben noch ein Beweismittel ord-

nungsgemäß bezeichnet. Zwar kann ihrem Vorbringen entnommen werden, dass sie die Einho-

lung eines Sachverständigengutachtens schriftsätzlich beantragt hat. Der in prozessordnungs-

gerechter Weise gestellte Beweisantrag zum Sachverständigenbeweis (§ 118 Abs 1 S 1 SGG 

iVm § 403 ZPO) im Leistungsminderungsrecht der Rentenversicherung erfordert indes die Be-

nennung eines geeigneten Sachverständigen seiner medizinischen Ausrichtung nach (Fichte, 

SGb 2000, 653, 654 f mit Hinweis auf BSG vom 4.11.1999 - B 7 AL 6/99 B - RdNr 5; Senats-

beschluss vom 19.6.2013 - B 5 R 86/13 B - RdNr 11). Diesbezüglich führt die Beschwerdebe-

gründung nichts aus. 

 

Ferner hat die Klägerin nicht dargelegt, den Beweisantrag bis zum Schluss des Berufungsver-

fahrens aufrechterhalten zu haben. 

 

Ein Beweisantrag hat im sozialgerichtlichen Verfahren Warnfunktion und soll der Tatsachenin-

stanz unmittelbar vor der Entscheidung vor Augen führen, dass die gerichtliche Aufklärungs-

pflicht von einem Beteiligten noch nicht als erfüllt angesehen wird. Wird ein Beweisantrag in ei-

nem vorbereitenden Schriftsatz gestellt, so ist er dann nicht iS des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 

SGG übergangen worden, wenn den näheren Umständen zu entnehmen ist, dass er in der 

maßgebenden mündlichen Verhandlung nicht weiter verfolgt wurde. Dies ist bei rechtskundig 

vertretenen Beteiligten - wie der Klägerin - regelmäßig anzunehmen, wenn in der letzten mündli-

chen Verhandlung nur noch ein Sachantrag gestellt und der Beweisantrag nicht wenigstens 

hilfsweise wiederholt wird (BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 35 S 73 mwN). Hierzu hat die Klägerin 

nichts vorgetragen. 

 

Von einer weiteren Begründung wird abgesehen, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 
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Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 und 4 

SGG. 
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